
 

Hinweis des Herausgebers: Vervielfältigungen und Veröffentlichungen sowie der Abdruck auch auf Homepages ganz oder 

auszugsweise sind nur mit ausdrücklicher Zustimmung des Herausgebers zulässig. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Herausgeber: Seniorenverband BRH 

- Bund der Ruhestandsbeamten, Rentner und Hinterbliebenen im DBB - 

Tel.: 06131/223371, Fax: 06131/225625, E-Mail: post@brh.de, Internet: www.brh.de 

----------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Redaktion: Dieter Berberich 

Nr. 30/2011 22.08.2011 

 

 

01 Reform der Pflegeversicherung – dbb: Haushaltspolitik muss nachhaltig 

und diszipliniert sein 

02 DSTG-Chef will parteiübergreifende Debatte zum Thema Steuern 

03 DBB Wandkalender 2012 

04 Senioren und Steuern 

05 Versorgungs- und Übergangsgelder für HH-Senat überprüfen 

06 BRH-Bundesvorstand tagt am 26./27. August in Kassel-Wilhelmshöhe 

 

 

01 Reform der Pflegeversicherung – dbb: Haushaltspolitik muss nachhaltig 

und diszipliniert sein 

(dbb) Aufgrund der demographischen Entwicklung in Deutschland und dem 

damit verbundenen Anstieg der Pflegeausgaben plant die Bundesregierung 

den Aufbau einer Kapitalreserve bei der Pflegeversicherung. Vorgesehen ist 

ein durch Beitragsgelder finanzierter Kapitalstock. Bis 2030 sollen auf diese 

Weise Rücklagen von bis zu 20 Milliarden Euro gebildet werden.  

Der dbb plädiert in diesem Zusammenhang für die paritätische Finanzierung einer 

solchen Rücklage und warnt gleichzeitig vor der Gefahr einer späteren Zweckent-

fremdung der angesparten Gelder für den Ausgleich genereller Haushaltsschiefla-

gen. 

Im „Handelsblatt“ (Ausgabe vom 8. August 2011) betonte der dbb Bundesvorsitzen-

de Peter Heesen: „Das Prinzip der Kapitaldeckung und der Aufbau von Versorgungs-

rücklagen sind wichtige Instrumente für eine nachhaltige Haushaltspolitik.“ Bezüglich 

der Kapitalreserve bei der Pflegeversicherung mahnte Heesen, die zukünftige 

Zweckbindung der erwirtschafteten Mittel sicherzustellen. Das Konzept „kann nur 

funktionieren, wenn die Politik auch diszipliniert genug ist“, so Heesen. Es dürfe sich 

nicht wiederholen, dass Gelder, die die Beschäftigten durch Einkommensverzicht 

oder Beiträge erwirtschaften, zum Ausgleich des Globalhaushalts verwendet werden. 

Die Beamtinnen und Beamten hätten in der Vergangenheit vor allem auf Landes-

ebene leider die Erfahrung machen müssen, „dass nicht alle staatlichen Stellen dem 

Ruf einer zuverlässigen Treuhänders gerecht werden“.  
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02 DSTG-Chef will parteiübergreifende Debatte zum Thema Steuern 

(dbb) Für eine parteiüberreifende Debatte zum Thema Steuern hat der Bundes-

vorsitzende der Deutschen Steuer-Gewerkschaft (DSTG), Thomas Eigenthaler, 

plädiert. Im „Hamburger Abendblatt“ (Ausgabe vom 10. August 2011) forderte 

Eigenthaler deshalb eine Kommission wie bei der Energiewende und der Ren-

te. „Das Thema Steuern muss man parteiübergreifend anpacken“, sagte der 

DSTG-Chef.  

Er verwies auf Schätzungen der Gewerkschaft, wonach dem Staatshaushalt jährlich 

30 Milliarden Euro durch Steuerbetrügereien verloren gehen. „Wir wundern uns, dass 

der Staat wenig tut. Und wir wundern uns, dass über Steuererhöhungen oder Steu-

ersenkungen diskutiert wird, während unseres Erachtens man das eintreiben sollte.“ 

was säumige Steuerzahler heute dem Fiskus schulden“, sagte der DSTG-Chef.  

Eigenthaler forderte, bundesweit 10.000 Beamte zusätzlich in Steuerfahndung und 

Betriebsprüfung einzustellen: „Das brächte enorme Mehreinnahmen.“ Dabei gehe es 

nur um Steuern, die dem Staat rechtmäßig zustünden, ihm aber von Betrügern vor-

enthalten würden. 

Laut „Hamburger Abendblatt“ hat allein in Hamburg die bescheidene Truppe von 64 

Beamtinnen und Beamten ihre „Einnahmen“ von 2009 zu 2010 von 68 auf 118 Milli-

onen Euro gesteigert. 
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03 DBB Wandkalender 2012 

(dbb) Aufgrund der großen Nachfrage seitens der Mitgliedsgewerkschaften wird der 

dbb auch für 2012 Wandkalender herausgeben. Es kann zwischen zwei Formaten 

ausgewählt werden: entweder DIN A2 (42 x 60 cm) oder einem Breitformat (89 x 42 

cm). In der Kopfleiste des Wandkalenders kann wiederum ein Eindruck der jeweili-

gen Mitgliedsgewerkschaft (Logo, Anschrift, Werbespruch) erfolgen.  

Die Auslieferung der Kalender an die Mitgliedsgewerkschaften wird voraussichtlich 

im Oktober 2011 durchgeführt. Deshalb wird gebeten, die Bestellungen über die 

BRH-Bundesgeschäftsstelle bis zum 16. September 2011 an die DBB Bundesge-

schäftsstelle zu richten. 

Ausgehend von den Bestellmengen 2011 kosten 100 Wandkalender (A2) 3,70 Euro 

zzgl. USt. und 100 Wandkalender (Breitformat) 7,44 Euro zzgl. USt. Diese Preise 

sind nicht verbindlich, sondern sollen als Richtwerte dienen. Die tatsächlichen End-

preise richten sich nach den aktuellen Bestellmengen für 2012 und können nach 

oben oder unten abweichen. Von den genannten Preisen ist ein Druckkostenanteil 

des dbb in Höhe von 50 Prozent bereits abgezogen. Auskünfte rund um Druck und 

Versand erteilt der dbb verlag: 030-726191719, E-Mail: ursu-

la.kreissig@dbb.verlag.de. 
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04 Senioren und Steuern 

Wie uns der DStG-Bundesvorsitzende Thomas Eigenthaler hinweist, handelt die 

Zeitschrift "Capital" in Septemberausgabe das Thema "Senioren und Steuern" ein-

gehend ab. Gesprochen wird u.a. von einer "Jagd" der Finanzämter auf Senioren. 
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Der Titel des Beitrages ist "Alter schützt vor Fiskus nicht". So ähnlich hatte die DStG 

dies auch mal getitelt. Die Aktuell-Redaktion empfiehlt den Beitrag zu lesen. 
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05 Versorgungs- und Übergangsgelder für HH-Senat überprüfen 

(dbb) Der dbb Landesbund Hamburg fordert seit langem, die Versorgungs- und 

Übergangsgelder für den Senat und seine Staatsräte zu überprüfen. So erhalte ein 

entlassener Staatsrat bereits nach einer eintägigen Amtsdauer für mindestens sechs 

Monate ruhegehaltfähige Dienstbezüge. Dass nun erst die Politik auf diese „recht 

merkwürdigen Verhältnisse“ aufmerksam werde, sei schon interessant, stellte der 

Vorsitzende des dbb Hamburg Rudolf Klüver am 16. August 2011 fest. Man könne 

sich nur wünschen, dass nun auch etwas passiert. „Bei der klammen Haushaltslage 

der Stadt würde dann auch von der Regierung endlich mal ein Zeichen gesetzt wer-

den, dass man gewillt ist, auch bei sich selbst zu sparen und nicht nur andere bluten 

zu lassen“, so Klüver mit Blick auf die Situation der Hamburger Beamtinnen und Be-

amten. 
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06 BRH-Bundesvorstand tagt am 26./27. August in Kassel-Wilhelmshöhe 

Einige geplante Veränderungen beim DBB aber auch ggf. beim BRH-Bund haben es 

notwendig gemacht, dass sich der BRH-Bundesvorstand auf einer außerordentlichen 

Bundesvorstandssitzung vom 26.8. auf  den 27.8.2011 in Kassel-Wilhelmshöhe trifft. 

Zum einen werden unsere beiden externen Beraterinnen das Ergebnis bzw. die 

Auswertung der Mitgliederbefragung vorstellen und mit uns diskutieren. 

Zum anderen plant der DBB bei der Seniorenvertretung Veränderungen, die mögli-

cherweise weitreichende Auswirkungen auf den BRH haben werden. Um sowohl 

diese Pläne als auch die Arbeit und Organisation des BRH eingehend, ruhig und 

sachlich beraten zu können, bedurfte es dieser Sondersitzung. Über mögliche Er-

gebnisse werden wir berichten. 
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